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Weiterbildungspolitik

Es fehlen quantitative Ziele

Die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission hat begonnen, das Weiterbildungsgesetz zu entwickeln. Ein erstes Hearing mit den interessierten und betroffenen Kreisen hat stattgefunden. Travail.Suisse hat festgestellt, dass zwar viele Ziele vorliegen, aber kein einziges davon ist quantitativer Natur. 

Im Bereich der Berufsbildung wird das Ziel verfolgt, dass 95 Prozent der Jugendlichen einen Sek-II-Abschluss erreichen sollen. Das ist so in einer Vereinbarung zwischen Bund, Kantonen und Organisationen der Arbeitswelt festgelegt. Die Vereinbarung hat vieles ausgelöst, zum Beispiel das Projekt „Nahtstelle“ der Schweizereischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK oder das Projekt „Case Management“ des Bundesamtes für Berufsbildung und Technologie BBT in Zusammenarbeit mit den Kantonen. 
Die Weiterbildungspolitik braucht quantitative Ziele

In der Weiterbildung fehlen solche konkreten Ziele. Wie viel mehr Personen sollen dank dem Weiterbildungsgesetz den Zugang zur Weiterbildung erhalten? 10 Prozent? 20 Prozent? Alle? In der gegenwärtigen politischen Diskussion scheut man sich, diesbezüglich Zahlen zu nennen. Travail.Suisse ist aber überzeugt: Auch die Weiterbildung braucht konkrete Ziele, die wie in der Berufsbildung in einer Vereinbarung zwischen Bund, Kantonen und der Wirtschaft festgehalten sind. 

Wie viel Nachholbildung wollen wir?
Auch in Bezug auf die Nachholbildung fehlen quantitative Ziele. Wir dürfen nicht nur sagen: Wir brauchen Nachholbildung, sondern wir müssen darüber streiten, wie viel Nachholbildung wir wollen und brauchen. Gegenwärtig erhält pro Jahr knapp 1 Prozent derjenigen Erwerbslosen, die über keinen SEK-II-Abschluss verfügen, die Möglichkeit, einen solchen nachzuholen. Müssten es nicht mehr sein? Vielleicht 10 Prozent? Darüber wird gegenwärtig keine Diskussion geführt. 
Weiterbildungsrate muss zum politischen Thema werden

In der Weiterbildung bewegt sich nur etwas, wenn die Politik quantitative Ziele vorgibt. Wir haben dabei wichtige Gründe, die Weiterbildungsbeteiligung zu erhöhen. Einerseits der europäische Arbeitsmarkt. Für die Schweiz ist es wichtig, dass die hier niedergelassenen Personen auf dem europäischen Arbeitsmarkt, zu dem auch der Schweizer Arbeitsmarkt gehört, erfolgreich sind. Reüssieren sie nicht, so hat das Auswirkungen auf die schweizerischen Sozialwerke und die Sozialhilfe. Die Schweiz tut gut daran, die Arbeitnehmenden optimal für den europäischen Arbeitsmarkt fit zu machen und fit zu halten. Andererseits die demografische Entwicklung. Sie fordert die Politik heraus, wenig qualifizierte Personen optimal zu fördern, um einem Fachkräftemangel vorzubeugen. Solche Probleme löst man nur, wenn man politisch übereinkommt, wie viel Weiterbildung und Nachholbildung nötig ist, und für die angestrebten Ziele die nötigen Mittel bereitstellt. 
Der Vorschlag von Travail.Suisse 

Travail.Suisse hat einen quantitativen Vorschlag in die Diskussion eingebracht. Wir sind der Ansicht, dass das lebenslange Lernen für alle Arbeitnehmenden möglich werden muss. Das geschieht nur, wenn ein Weiterbildungsobligatorium eingeführt wird. Wir fordern daher drei Tage obligatorische Weiterbildung pro Jahr für alle Arbeitnehmenden, finanziert durch die Arbeitgeber. Das minimale Obligatorium von drei Tagen kann die Basis für eine zukunftsgerichtete Weiterbildungspolitik bilden. Aufbauend auf diesem Obligatorium können zielgruppenspezifische Projekte, Konzepte mit Bildungsgutscheinen und Weiterentwicklungen von Gesamtarbeitsverträgen lanciert werden. Denn diese drei Tage Obligatorium funktionieren wie eine Art Katalysator. In Betrieben entsteht durch das Obligatorium ein Bedarf an Kursen, gerade auch für Wenigerqualifizierte. Man wird auch auf jene Personen aufmerksam, welche einen weitergehenden Weiterbildungsbedarf haben und kann damit diese Leute auf die zielgruppenspezifischen Projekte hinweisen. Das Obligatorium ist daher der erste Schritt zur Stärkung aller Arbeitnehmenden auf dem europäischen Arbeitsmarkt wie auch der erste Schritt zur Lösung der demografischen Probleme. 
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